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426 Departement des Innern .

Hermann Klein , Privatmann in Wertheim . Kab .
Otto Stein , Oekonom in Kudach . S . o.

Erſatzmänner :
Wilhelm Kieſer , Bürgermeiſter in Buchen . S . o.

Philipp Gramlich , Bürgermeiſter in Sindolsheim .

2. Gemeinden.
Für ſämmtliche Gemeinden des Landes mit Ausnahme der dem

Geltungsbereich einer beſonderen Städteordnung angehörigen neun

größeren Stadtgemeinden gelten im Weſentlichen bezüglich des Um—

fangs der Verwaltungsaufgaben und der Art ſowie des Pflichtenkreiſes

der Behörden die gleichen Grundſätze , nur bezüglich der Staatsaufſicht

ſind die Gemeinden über 4000 Einwohner etwas freier geſtellt als die

übrigen Gemeinden .

Bei den Gemeinden unter 500 Einwohnern bildet die erbliche

Bürgergemeinde die perſönliche Grundlage . Stimmfähig ſind nur die

anweſenden unbeſcholtenen Gemeindebürger , d. h. diejenigen , welche

durch Abſtammung oder durch Aufnahme d(die unter geſetzlich beſtimmten

Vorausſetzungen nicht verweigert werden darf ) das Bürgerrecht

erlangt haben . Die ſonſtigen Bewohner der Gemeinde ſind entweder

nichtbürgerliche Einwohner oder ſolche , welche ihr angeborenes Bürger —

recht noch nicht angetreten haben . Die regelmäßige Verwaltung der

Gemeinde ſteht dem Bürgermeiſter und Gemeinderath zu. Der

Bürgermeiſter wird auf 9, die Mitglieder des Gemeinderaths werden

auf 6 Jahre , jedoch mit hälftiger Erneuerung alle 3 Jahre , von den

Gemeindebürgern in allgemeiner und direkter Wahl gewählt . Nach
drei fruchtloſen Wahlen wird der Bürgermeiſter von der Staatsregie —

rung auf höchſtens 3 Jahre ernannt . Wegen Dienſtwidrigkeiten oder

wegen anderer Umſtände , welche die Dienſtführung ſehr erſchweren

oder vereiteln , kann von der Staatsbehörde ( Bezirksrath ) die Entlaſſung

der Gemeindebeamten herbeigeführt werden .

Als Hilfsperſonen des Gemeinderaths wird in jeder Gemeinde ein

Gemeinderechner auf Vorſchlag des Gemeinderaths von der Ge—

meinde und ein Rathſchreiber vom Gemeinderath ernannt .

Die umlagepflichtigen nichtbürgerlichen Einwohner und Ausmärker

können je 1 beziehungsweiſe 2 Vertreter wählen , welche dem Gemeinde —

rath und der Gemeindeverſammlung bei Berathung und Beſchlußfaſſung
über geſetzlich beſtimmte Punkte beizutreten haben .

Die Sitzungen der Gemeindeverſammlung ſind öffentlich .
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In den Gemeinden von 500 Einwohnern und mehr tritt , ſoweit

es ſich nicht um Fragen des Bürgergenuſſes handelt , an Stelle der

Gemeindeverſammlung ein Bürgerausſchuß von 24 - 96 Mitgliedern ,
welcher ſeinerſeits den Bürgermeiſter und Gemeinderath zu wählen

hat. Die Wahl des Bürgerausſchuſſes erfolgt in drei Steuerklaſſen ,

in welchen die Gemeindebürger und wahlberechtigten Einwohner ver —

einigt ſind . Wahlberechtigte ( und damit auch wählbare ) Einwohner

ſind die im Vollbeſitze der Rechtsfähigkeit und der bürgerlichen Ehren —

rechte befindlichen männlichen , nicht im aktiven Militärdienſt ſtehenden

Angehörigen des Deutſchen Reichs , welche ſeit 2 Jahren Einwohner

der Gemeinde ſind , das 24. Lebensjahr zurückgelegt und eine ſelb —

ſtändige Lebensſtellung haben , keine Armenunterſtützung aus öffentlichen

Mitteln empfangen , die ihnen obliegenden Abgaben an die Gemeinde

entrichet haben und im Großherzogthum eine direkte ordentliche

Staatsſteuer zahlen . Die beſondere Vertretung der umlagepflichtigen

Einwohner und Ausmärker fällt weg .

In den der Städteordnung unterſtehenden größeren Stadtgemein —

den ( ⁊Karlsruhe , Mannheim , Freiburg , Heidelberg , Pforzheim , Baden ,

Konſtanz , Bruchſal und Lahr ) iſt die Einwohnergemeinde zur

Durchführung gebracht . Für das Stadtbürgerrecht gelten dieſelben

Vorausſetzungen , wie ſie in den mittleren Gemeinden für das Wahl —

recht der ſtaatsbürgerlichen Einwohner aufgeſtellt ſind . Der Bürger —

ausſchuß , beſtehend aus den Mitgliedern des Stadtraths und den

Stadtverordneten , welche in Zahl von 48 —96 in drei Steuerklaſſen

von den Stadtbürgern mit zjähriger hälftiger Erneuerung auf 6

Jahre gewählt werden , wählt den Oberbürgermeiſter und die Bürger —

meiſter auf 9, den Stadtrath auf 6 Jahre . Durch Gewährung von

Beſoldungen und Penſionen iſt ein Berufselement in die Gemeinde⸗

verwaltung eingeführt , die Autonomie durch größere Beſchränkung der

Staatsaufſicht , durch die Möglichkeit ortsſtatutariſcher Regelungen er⸗

weitert , die Verwaltung durch Einführung von Kommiſſionen für ge —

wiſſe Verwaltungszweige beweglicher geſtaltet . Die Ortspolizei wird

in dieſen Sädten mit Ausnahme von Bruchſal und Lahr durch die

Staatsbehörde ausgeübt . Im Uebrigen behalten in der Hauptſache

die Beſtimmungen der allgemeinen Gemeindeordnung auch für die

unter die Städteordnung fallenden Städte Geltung .

( Vergl . im ſtatiſtiſchen Anhang das Verzeichniß der Gemeinden

und der Bürgermeiſter , ſowie die Einwohnerzahl der einzelnen Ge —

meinden. )
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